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Die Ein,~~ohn.ergemEindeversamrnl_ung~i~ vo~~. ti~ittinsbur; (Beschluss vom
2. Mai_ 1978),Diepil.iz~zgen (Beschluss vom 28. Juni lg?8) und R~mlir~-
ge:n (~3eschluss vom l~, Ok~taber ig7~} haben dir ~~richl~un~ ezne
Grundwasserschui.zareals mit äen ent~prechenclen Vorschrii~ten zu--
~es-timm~L.

D:ie Pläne und Vorschriften wurden. ~em~iss § 5 des Baugese~i;~es
dreissig Tabe, in V;rittinsbur.~ vom lI. I~iai ]_97B bis 9. Juni 19785
i.~ Diepflir~gen vom 17e Juli 1g78 bis 1.6e ~ugtzs~i 19`7B und ir
Rümlis~.gerz vom 1. November 1978 bis 30< Nov~~n~er i97~ ö~i'eni,l~~clz
aufgelegt . Dis Auflage wurde i.n d.en l~r~~tsblätte rrl Vr . 1~3 voin
11. Aiai 1 78, dir. 27 vom l3. Juli 1978 un.d Nx~. 43 vom 2. November

l°78 publizier~t;o Die Gru_~d.eiben.i~üiner wurden mit ein.geschrieberie~~~
F3rief vors 10. Mai 1.97ß i.n. Tnrittinsburg, am 5. Juli 1 78 in Di~p~-
1.ing~n. unä am 27. Oktober 1978 in ßürnlingen orientiert.

Bei den Gerne enden. D:iepilin~en und lTi-t Einsburg hat fristgerec~.t
Einsprache erhoben:

Die Gemeinderäte von W~ttinsbu.r~ und Diep~lingen haben ~.n der
Fo? ge das Verst~ndi_gvngsv~rfahren nach § 6 Absa ~z 2 des Bau-
gesetzes durchgeführt. Eine Einigung konnte nicht erzielt wer•~en.

Miß Schreiben vors 30. Dezember ~ 978 der Gerne ~ nde Ftümlyngen, mit

Schreiben vom 20. Dezember 1978 der Gemeinde Vdit~insbvrg unä mit

Schreiben. vom 5. Januar 1980 der Gemeinde Diepflir~gen uz~er~reit~n

die Gemei.n.deräte der drei Gemeinden. die Mutation und. cti.e unerle--

digie ~irzsprache dem Regierungsrat zum Entscheid.

Für Ergänzungen des Sachverh.al'(;es wird aui nach~'olgeizäe ~r~~ägungen

verwiesen.

,8 e. n ,~~~
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_ Dir Regierungsrat zieht in ~rwä~;ung:

1 Rech~:s . rtz.~c~'la~e

Gemäss Artikel 31 des Bundesgese~;zes über d.en Schulz der Getivässer
gegen Verunreinigung (GewässerschuLzgesel~z) vom £3. Oktober 197.
scheiden die Kantone Areale aus, die iür dis künf~i~e Nu~;zung und
für die künf-Lige künstliche Anreicherung von. Grund~~asser von
Bedeutun.~ sind. Tn diesen. f~realen diirfen keine Anlagen erstellt
und ~1r~eiten ausgeführt, werden., die das Grundwasser verunreinigen
oder küni~;ige Nutzungs- und Anreicherungsanlagen beeinträchtigen
können, Absa-Ez 2 des Artikels 31. des Gewässerschutz~esetaes sieht
vor, dass azlfäl.l.ige En~schäd~ gungsleistungen. auf die späteren
Eigentümer von Grundwasserfassungen und Anreicherungsanlagen ab-
gewälzt werden können.

Der Kanon Basel-Lara.dschai~ scheidet die Grunäwasserschu~zareale
nicht selber aus, da b2rei.ts in der Vollziehungsverordnung zum
kantonalen Gesetz über die Nutzung und den ~chu~z des Grundwassers
(Grundwassergesetz) vom 3. April 1967 die Gemeinden. verpzlichtez
werden, solche Schutzareale aus zuscheiden.(vgl. § g und § 16 Abs.
2 und 3 der WO}. Nachdem das Kantonale Programm zur Abkl.äruz~.g
der Grvndwasserverhältnzsse abgeschlossen werden konnte, hat der
Kanton den Gemeinden. beantragt, diese vorsorglichen Schutzmass-
nahmen zu verfügen.

2 Zweck d.es Grundwasserschutzareals

Infolge der Zunahme der Bevölkerzzra.g und der fortschreztenden
Industrialisierung is ~ der Bedarf an Trink-- und Brauch~~rasser an--
gestiegen. Gleichzeitig wurden die Grundurassergebiete, die wich-
tigsten. Wasserreserven des Kantons wegen der baulichen und tech-
nischen Entwicklung in imr:~er stärkerem Masse gefährdet. Es ist
deshalb wichtig, die als Grundwasserschutzareal bezeichneten
Flächen, die zn Zukunft voraussichtlich für Fassungen und dazu-
gehören.de Schutzzonen oder ~'ür künstliche Grundwasseranreicherun-
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__ gen benöti.~t werden, bereits heute duzch planerische Massnahmen
gegen allfällige Beein~rächti~ungen v~~irksam zu sichern. Es ist

wenig sinnvoll., tilasserversorgu2~gsanlagen, die vielleicht erst; in
ein paar Jahrzehnten benötigt werden, bereits heute im Detail zu
projektieren, d.h, äen genauen. Standort, die Ausbaugrösse, den

Flächenbedarf ~iir Schu~zzonen usw. genau festzulegen. Die Grund-

wasserschutzareale werden deshalb bewusst grosszügiger ausg~schie-

den mit der Absicht, dass die zuständigen Stellen sich erst dann

auf die beste Projektvar.zant~ festlegen, wenn entweder ein. Ersatz

oder ein ~t~eiterausbau der Ydasserversorgung dazu drär_gen.

3 Form~_l1e Vorausse~;zur.. ein

Die Ueberprüfung der Beschlüsse der Einwohnergemeindeversamm~.vn-
gerz Vdittinsburg (2.5.1978), Diepflingen {28.6.1.878) und Rüml.ingen
(19.10.197£3) betreifend Errichtung eines Grundwasserschutzareals

mit den dazugehörenden Vorschriften ergibt:

Die formell.-rechtlichen Voraussetzungen für eine Genehmigung durch
den Regierungsrat aufgrund der §§ 3 ff. des Baugesetzes sind
erfüllt.

4 Materielle Voraussetzungen

Materiell-rechtlich wurden die Grundsätze für die Abgrenzung des
Grzandwasserschutzareals gemäss WO vom 1. April i97~ zum Grunä-
wassergesetz und gemäss Regierungsraisverord.nung über den Schutz
vAn Grundwasser und Quellen vom 28. August 1979 eingehalten.
Vorbehalten bleibt die weitere Ueberprüfung einzelner Details im

Zusammenha~~zg mit der Ueberprüfun~ der Einsprachen. Die einen

integr~.erenden Bestandteil des Schutzzonenplanes bildenden. Vor-
schri~ten, di.e die in der Zone zulässige Nutzuni festlegt, ent--
sprechen den Bestimmungen von Art. 31 des Gewässerscnutzgesetzes
vom B. OktoUer 1g71.
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-- 5 UeberprüfUn~~ ~m Rar~nerz de.r. R.~:~~.onal ~l.a~un,,~

Die Ueb~rprüfung irn Rahmen. der Regionalplanung hat erdeben, dass

Grundwasserschutzareal und Vorschriften auch hinsichtlich der
kan~;onalen Versorgun.gsp2anung in Ordnung sind.

6 U?~~rledip~te _Tin.sprachen

erheb~L Einspr~.che ge~~n den ~~_nbezug seiner
Parzellen in das Grundwassersc'nutzareal. und verlangt gleichzeitig

eine richtige Gesam~projektieruno bezüglich der Zukunft, wobei
auch die Interessen des Einsprechers zu berücksichtigen wären.
Es werden erhebliche und unzumutbare Einschräi~.kungen für die
Zukunft geltend bemacht.

Grundwasserschu.tzarea?e sollen gewährleisten, dass unter Berück-
sichtigung der demographischen Entwicklung einer Region unä ihrer
Nachbarre~ion~n die Versorgung mit "'rinkwasser in Zukun~~c sicher-
gestell. ~ ist. Sie sind deshalb für zukünf~Lige Fassungen und An-
reicherungsanlagen sowie für Erweiterungen bestehender Anlagen
auszuscheiden. Die Forderung nach einer Gesamtplanung im heutigen
Zeitpunkt kann mit der Zielsetzung der Ausscheidung eines Grund--
wasserschutzareals nicht in. Einklang gebracht werden. Die Aus-
scheidung eines Grundwasserschu~zareals stellt eire vorsorgliche
Massnahe für ein. erst in einem späteren Zeztpunkt zu realisieren-
d~s Pro jeki einer weißeren ~r+iassergewi.nnungsanla~e dar.

Tn dEr Einsprache wird nicht gerügt, bei der Abgrenzung des Grl.~nd-
wasserschutzareals seien di.e rechtlich festgEle~ten Kriterien für
di.e Abgrenzung verle uzt oder falsch angewendet worden. Materiell

wird nichts vor~eäracht, das die Rich~;igk~it der Abgrenzung des

Areals betrifft.

Gewisse Nutzun;sbeschränkvn~en sind regeZmä~sig Fo1.ge .der Grun~1-

wasserschu~zarealausscheidung, nicht aber Voraussetzung oder
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_ Kri~i;erium für äie richtige Ausscheiduz~~ und Abgrenzung des Areals.
Ihr die I`.rag~, ob das Grund~.~asserschu~zareal rich~ti~ aus~esch~.ed~n
wurde, is-t unerheblich, ob allenfalls eine entsch~:d.igun sP~lichti.-
~e Nu~;zungsbeschränlcung resul~iert. Die Fraße, ob die Nul;zungs-
beschrän'_~un~ en~Lsch~id.i~ungsp. lichti~ i -t, is~L nicht irn Einsprache--
verfahren Tiber die Al,~sscheidvng und Ab~;Y'enzung des Grunds°~a.sser-

' Schutzareals zu beurteilen. Dd die Rich-~i~keit der Grund~•,rasser-
schutzareal-Abgrenzung und -Ausscheidung nicht ti~veiter Uestr?tten
ist, ist di.e Einsprache abtut-reisen.

Ueber a11~'ällige En~schädigungsforäerv~gen als Folge der Nutzun~s-
beschränkun~ (v~I. § 31 Abs. 2 Gewässerschutzgese ~z) hat das rnt--
eignungsgericht im Verfahren gemäss § g7 des Enteignungsgesetzes
vom 19. Juni 1950 zu en.~;scheiden. Ansprüche sind innert einer
Frist von sechs Monaten von der endgül~Ligen Tnanspruchi~ahme an
gerechnet klageweise geltend zu machen. Die Fris ~ kann. äu.rch
schriftliche Abrede der Parteien erstreckt werden (§ 97 Abs. 2
Enteignungsgesetz).

7 U~ber~rüfun~der ~,insprache

Die Ueberprüfung der Einsprache zeigt, dass. die Ausscheidung und
Abgrenzung des Grundwassersch~.tzareals im Prinzip vorschrifts--
gemäss erfolgte und die Besc'nlüsse der Einwohn.ergemeindeversamm-
1ui~gen betreffend die Ausscheidung des Grundwasserschutzareals
somit in. allen Teilen genehmigt werden können.

://: 1. Die Einsprache von - -' ~ ~,
~, wird als unbegründet abgewiesen.

2.- Gestützt auf § 3 Abs. 2 des Baugesetzes vom 15. Juni 1867
in Verbindung mit § g der Vollziehungsverordnung vors
1. April 1971 zum Gesetz über die Nutzung urzd den Schutz
des Grundwassers vom 3. April 157 wird der Beschluss der
Einwohner;emeindeversammlung ,~dittinsäurg vom 2. Aiai 1978,
Diep~lingen vom 28. Juni 1978 und Rümling~n vom 19. 0'_~c~o-
ber 1978 betreffend Grundwasserschutzareal genehmigt und
als allgemeinverbindlich erklär~c.



-_ 3. Nass~eUend sind äie reit den Inven~Larnutm~~ern versehenen
Pläne
Vd~_~Ltinsbuz~g Nr. 71/ZP/0/5
DiepFlängen Nr. 20/ZP/04~
Rümlingen Nr. 53/ZI'f 0/~.

4~. Die Z~liern 2 und 3 dieses Beschlusses s~.nd, gestii•Lzt
auf § 23 des Geschäf-f;sreglementes für der £~egierun.gsral~
des Kan. Bons Basel-Landscha~'~t, im Amtsbla ~~(; zu veröf~'Ent-
lichen.

Mit~:eilung an
{ei.;n~eschrieben)

Gemein.dera-t Y~littinsburg, 44-3 Wi.ttinsbur~
Gemeinderat Rümlin~en, 44¢q. Rüm~_ingen
Gemeinderat Diepf~inger~ X442 Diep~lingen
Bodenamt
Ti.eit~at,2amt (2 }

Planungsamt (4}
Regionalplanungsst~lle beider Basel
Baupalizeiamt
Landeskanzlei (Amtsblatt}

Wasser~~rirtscha~tsami (3) (mi~L 24 genehmigen.
Situationsplänen}
Baudirektion (2)

der La,nd~chreiber:
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